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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Dossier: Bundesanwalt Michael Lauber

Michael Lauber war der erste Bundesanwalt, der vom Parlament gewählt wurde (28.
September 2011), zuvor war der Bundesrat für die Wahl des Bundesanwalts oder der
Bundesanwältin zuständig gewesen. Michael Lauber erhielt zuerst sowohl von den
Medien wie auch von der Aufsichtsbehörde AB-BA viel Lob und wurde 2015 glanzvoll für
weitere vier Jahre im Amt bestätigt. Der Wind drehte sich allerdings im Jahr 2018, als
die Bundesanwaltschaft insbesondere auch aufgrund des sogenannten «Fifa-Falls»
stärker in den medialen Fokus geriet. Auch im Jahresbericht 2018 der AB-BA, die in der
Zwischenzeit mit Hanspeter Uster einen neuen Präsidenten erhalten hatte, wehte
Lauber ein steiferer Wind entgegen. Ende April 2019 leitete die AB-BA gar ein
Disziplinarverfahren gegen ihn ein. Dem Bundesanwalt wurde vorgeworfen, sich mit
dem Fifa-Präsidenten Gianni Infantino im Geheimen getroffen, diese Treffen aber nicht
protokolliert und diesbezüglich gelogen zu haben. Eigentlich hätte Michael Lauber in
der Sommersession 2019 für neuerliche vier Jahre im Amt bestätigt werden sollen, die
letztlich knapp erfolgreiche Wiederwahl erfolgte dann allerdings erst in der
Herbstsession. Die Presse äusserte sich trotz Wiederwahl zusehends negativer
gegenüber Lauber, was nicht zuletzt auf die gescheiterten Strafverfolgungen im Fifa-
Fall, aber auch auf die ab März 2020 vorliegenden Resultate der
Disziplinaruntersuchung, in der Lauber schwerwiegende Amtspflichtverletzungen
vorgeworfen wurden, zurückgeführt wurde. Dies führte nicht nur zu einer Untersuchung
der GPK zum Verhältnis zwischen Bundesanwaltschaft und AB-BA, die GK leitete im Mai
2020 auch ein Amtsenthebungsverfahren gegen Lauber ein. Doch es sollte für Lauber
gar noch heftiger kommen: Mitte Juni 2020 wurde ein ausserordentlicher Staatsanwalt
eingesetzt, der untersuchen sollte, ob die in der Zwischenzeit eingegangenen
Strafanzeigen wegen Amtsmissbrauch haltbar sind. Da das Bundesverwaltungsgericht
am 22. Juli 2020 die Beschwerde Laubers, das dieser gegen die Resultate des
Disziplinarverfahrens eingereicht hatte, zum grössten Teil abwies, reichte der
Bundesanwalt kurz darauf seinen Rücktritt ein, den die GK Mitte August per 31. August
2020 bestätigte. Kurz darauf hoben die beiden zuständigen Kommissionen die
Immunität Laubers auf, damit ein Strafverfahren eingeleitet werden konnte. Dieses
wurde von Stefan Keller geleitet, der in der Herbstsession 2020 von der Vereinigten
Bundesversammlung zum Sonderstaatsanwalt gewählt worden war. Die mit dem
Rücktritt Laubers nötig gewordene Wahl einer neuen Bundesanwältin oder eines neuen
Bundesanwalts gestaltete sich in der Folge als äusserst schwierig. 

Chronologie
2011: Wahl von Michael Lauber; erster vom Parlament gewählter Bundesanwalt
2015: Glanzvolle Wiederwahl
2019: Disziplinarverfahren gegen Michael Lauber; knappe Wiederwahl in der
Herbstsession
2020: Vorwurf der Amtspflichtverletzung; Amtsenthebungsverfahren und Strafanzeige
wegen Amtsmissbrauch; Rücktritt 

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

ANDERES
DATUM: 27.09.2011
MARC BÜHLMANN
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Sind Richterinnen und Richter unabhängig und unparteiisch, wenn sie einer Partei
angehören und dieser Rückerstattungen in die Parteikasse leisten müssen? Diese Frage
wurde von der Greco, der Staatengruppe gegen Korruption, hinsichtlich eines 2017
veröffentlichten kritischen Berichts zur Schweiz verneint. In der Tat gilt in der Schweiz
für die eidgenössischen Gerichte ein Parteienproporz. Wer also Bundesrichterin oder
Bundesrichter werden möchte, sollte wenn möglich jener Partei angehören, die am
entsprechenden Gericht gerade untervertreten ist. Freilich stehe die Kompetenz bei
der Wahl einer Richterin oder eines Richters an vorderster Stelle, aber keiner Partei
anzugehören, sei ein Handicap, gab der amtierende Präsident der GK, Jean-Paul
Gschwind (cvp, JU), zu Protokoll. Kritisiert wurde aber von der Greco vor allem auch,
dass die nationalen Gerichtsmitglieder den Parteien eine sogenannte Mandatssteuer
entrichten müssen, deren Höhe je nach Partei unterschiedlich ausfällt – dies zeigte
eine Studie von Giuliano Racioppi, Verwaltungsrichter am kantonalen Gericht in
Graubünden. Laut Studie bezahlt etwa ein Bundesrichter der Grünliberalen CHF 26'000
in die Parteikasse. Bei der SP beträgt dieser Betrag CHF 20'000 und bei den Grünen
CHF 13'000. Die SVP verlangt CHF 7'000 und die CVP CHF 6'000. Am wenigsten müssen
die Richterinnen und Richter der FDP und der BDP entrichten, nämlich pro Jahr CHF
3'000. Racioppi kam zum Schluss, dass diese Beiträge die richterliche Unabhängigkeit
verletzten. Auch die Amtsperiode von 6 Jahren, nach welcher die Gerichtspersonen in
ihrem Amt von der Vereinigten Bundesversammlung erneut bestätigt werden müssen,
gilt nicht als Faktor einer starken judikativen Unabhängigkeit.
Mit Hilfe der eidgenössischen Volksinitiative «Bestimmung der Bundesrichterinnen und
Bundesrichter im Losverfahren (Justiz-Initiative)» wollte ein Bürgerkomitee mit dem
Industriellen Adrian Gasser an der Spitze – gemäss Bilanz einer der reichsten 300
Schweizer – dieser «Überpolitisierung der Judikative» (Le Temps 16.5.18) Einhalt
gebieten. Die Anfang Mai 2018 von der Bundeskanzlei vorgeprüfte Initiative fordert
dafür verschiedene Elemente: Die Wahlkompetenz soll nicht mehr beim Parlament,
sondern bei einer vom Bundesrat eingesetzten Expertenkommission liegen. Diese
Kommission bestimmt, welche für ein Richteramt kandidierenden Personen die nötigen
objektiven Kriterien (professionelle und personelle Eignung) aufweisen. Aus dem Topf
dieser Personen werden alsdann die Richterinnen und Richter per Losverfahren
bestimmt. Damit – so die Initianten – würde verhindert, dass die Parteizugehörigkeit
eine Rolle spielt oder dass Parteigebundenheit innerhalb der Expertenkommission auf
die Wahl einen Einfluss haben könnte. Wer ausgelost wird, bleibt bis zu seiner
Pensionierung im Amt. Damit die Sprachgruppen repräsentiert werden und die
Gerichte jeweils über genügend verschiedene muttersprachliche Richterinnen und
Richter verfügen, soll zudem eine Sprachquote festgelegt werden. 
Die Initianten gaben in Medieninterviews zu Protokoll, dass dem Volk das Vertrauen in
die Justiz fehle, weil sich die obersten Richter in einem dichten Beziehungs- und
Abhängigkeitsgeflecht befänden. In den Medien wurde vor allem die Idee des
Losverfahrens und die Rolle des Initianten Adrian Gasser diskutiert, der selber jahrelang
juristische Kämpfe gegen Gewerkschaften und Journalisten ausgefochten habe und die
Finanzierung der Unterschriftensammlung im Alleingang übernehme. In den
Printmedien kamen auch einzelne Mitglieder der GK zu Wort, die am gleichen Tag Mitte
Mai eine Sitzung abhielt, an dem die Initiative offiziell lanciert wurde. Die Initiative sei
zu radikal, fand Matthias Aebischer (sp, BE), stosse aber Diskussionen um wunde Punkte
im Wahlsystem der Judikative an, was auch Beat Walti (fdp, ZH) als positiv betrachtete.
Weil auch die Judikative die verschiedenen Strömungen der Gesellschaft
repräsentieren sollte, sei das bestehende Verfahren das am meisten geeignete,
äusserte Didier Berberat (sp, NE) seine Bedenken. Als «völligen Blödsinn» bezeichnete
hingegen Beat Rieder (cvp, VS) die Idee des Losverfahrens und auch für Christian
Lüscher (fdp, GE) war die Initiative mehr Zirkus als Politik. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.05.2018
MARC BÜHLMANN

Seit 2010 wählt das Parlament nicht nur den Bundesanwalt, sondern auch die
Aufsichtsbehörde für die Bundesanwaltschaft (AB-BA). Eine Gesamterneuerung für die
Amtsdauer 2019–2022 wurde in der Herbstsession von der Vereinigten
Bundesversammlung vorgenommen. Die AB-BA besteht aus sieben Mitgliedern: Das
Bundesgericht und das Bundesstrafgericht stellen je eine Vertreterin oder einen
Vertreter, hinzu kommen zwei in einem kantonalen Anwaltsregister eingetragene
Anwältinnen oder Anwälte und drei Fachpersonen, die weder in einem Anwaltsregister
eingetragen noch an einem eidgenössischen Gericht tätig sein dürfen. Sechs der sieben
amtierenden Mitglieder stellten sich zur Wiederwahl. Einzig Niklaus Oberholzer, der
Vertreter des Bundesgerichts, stellte sich nicht mehr zur Verfügung. Seinen Platz wollte
Bundesrichterin Alexia Heine einnehmen. Die Wiederwahl der bestehenden Mitglieder
und die Neuwahl von Heine wurde von der GK empfohlen und von allen Fraktionen
unterstützt. 

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2018
MARC BÜHLMANN
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Bei der Wiederwahl schafften alle Bisherigen das absolute Mehr problemlos: Stefan
Heimgartner als Vertreter des BStGer (205 Stimmen), Tamara Erez (205 Stimmen) und
Cornel Borbély (204 Stimmen) als Anwältin bzw. Anwalt sowie die Fachpersonen Isabelle
Augsburger-Bucheli (205 Stimmen) und Rolf Grädel (204 Stimmen) standen alle beinahe
auf allen der 206 eingelangten Wahlzettel. Einzig Hanspeter Uster, die dritte
Fachperson, erhielt lediglich 177 Stimmen. Dies dürfte vielleicht damit
zusammenhängen, dass der ehemalige Zuger Regierungsrat damals der Sozialistisch-
Grünen Alternative angehört hatte und von der Ratsrechten nicht gewählt wurde.
Vielleicht waren dann die 15 leeren Stimmen bei der Ergänzungswahl von Alexa Heine,
die der SVP angehört,– ihr Name stand auf 183 der 198 eingelangten Wahlzettel –, als
Retourkutsche zu verstehen. 2

Anfang November 2018 geriet Bundesanwalt Michael Lauber aufgrund verschiedener
Vorkommnisse im Rahmen der Strafuntersuchung im Zusammenhang mit der
Fédération Internationale de Football Association (Fifa) stark unter Druck. Das auch
international stark beachtete Strafverfahren war 2015 wegen Verdachts auf ungetreue
Geschäftsbesorgung, auf Geldwäscherei sowie auf die Gewährung unrechtmässiger
Vorteile zur Beeinflussung der Vergaben der Fussballweltmeisterschaften 2018 und
2022 an Mitglieder des Exekutivkomitees der Fifa gestartet worden. In der Zwischenzeit
hatte der Fall riesige Dimensionen angenommen: 25 hängige Strafverfahren,
Zusammenarbeit mit 15 Ländern, 45 Rechtshilfegesuche und 19 Terabytes an Daten,
wusste die NZZ zu berichten. 

Unter dem Namen «Football Leaks» enthüllte ein internationales Netzwerk im
November 2018, dass sich Lauber während des laufenden Verfahrens zweimal mit dem
im Februar 2016 zum neuen Fifa-Generalsekretär gewählten Gianni Infantino in einem
Restaurant in Zürich bzw. Bern getroffen haben soll. Praktisch gleichzeitig wurde
bekannt, dass der Abteilungsleiter «Wirtschaftskriminalität» der Bundesanwaltschaft
und Chefermittler im Fifa-Fall, Staatsanwalt Olivier Thormann, kurz vor
Veröffentlichung der Leaks vorsorglich freigestellt worden war. Verschiedene
Parlamentsmitglieder und auch die Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-
BA) kündigten in der Folge an, die Hintergründe dieser Treffen und der Freistellung
abklären zu wollen. In den Medien wurden in der Folge zwei Fragen diskutiert: Weshalb
Thormann, der schliesslich nicht mehr auf seinen Posten zurückkehrte, trotz nicht
erhärtetem Verdacht gegen ihn suspendiert worden sei und weshalb die
«Standortbestimmungen mit Verfahrensbeteiligten», wie die Bundesanwaltschaft die
Treffen mit Infantino bezeichnete, ausserhalb der behördlichen Räumlichkeiten
stattgefunden hätten und nicht protokolliert worden seien. In einer Pressekonferenz
erklärte Lauber seine Treffen mit der Fifa-Führung. Es sei um eine Standortbestimmung
gegangen und um die Entwicklung einer Strategie für die Führung des Verfahrens. Die
Fifa sei Privatkläger und geschädigte Partei, daher sei es darum gegangen, abzuklären,
ob der Weltfussballverband auch unter Infantino kooperativ bleiben würde. Eine
Dokumentationspflicht gelte für solche koordinative und informelle Treffen nicht.
Hinsichtlich Thormann sei er von Amtes wegen verpflichtet gewesen, abzuklären, ob
dieser sich straffällig verhalten habe.

Die Medien berichteten trotz der Beteuerungen Laubers zunehmend skeptisch über die
Affäre. Die NZZ schrieb noch Ende 2018 etwa von einer «nebulösen Nähe» zwischen der
Fifa und der Bundesanwaltschaft. Ins mediale Fadenkreuz geriet dabei auch der
Oberstaatsanwalt des Kantons Wallis und Jugendfreund des Fifa-Generalsekretärs,
Rinaldo Arnold, der laut NZZ die Treffen zwischen Lauber und Infantino eingefädelt und
dafür von Infantino verschiedene Gefälligkeiten erhalten haben soll. 

Eine neue Wendung erhielt die Geschichte Mitte April 2019. Das Verfahren gegen Arnold
wurde zwar eingestellt – die Geschenke im Gesamtwert von rund CHF 20'000 seien aus
einem freundschaftlichen Verhältnis heraus erfolgt –, im Rahmen der Untersuchungen
stiess man aber auf Daten, die auf ein drittes Treffen zwischen Lauber und Infantino im
Sommer 2017 in Bern hindeuteten, an dessen Inhalt sich aber niemand erinnern könne
und das ebenfalls nicht protokolliert worden sei, so die NZZ. Auf die Frage der AB-BA im
November 2018, ob weitere Treffen stattgefunden hätten, habe Lauber mit «Nein, nie
auf Stufe Bundesanwalt» geantwortet, meldete der Tages-Anzeiger. Nicht nur diese
Aussage, sondern auch der Zeitpunkt des Treffens müsse auf Misstrauen stossen, so die
Medien. Rund ein halbes Jahr nach dem Treffen habe die Bundesanwaltschaft nämlich
die Ermittlungen gegen Infantino selber eingestellt, die diesen in seiner Rolle als
damaligen Uefa-Rechtschef betroffen und unter Korruptionsverdacht gestellt hätten.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.04.2019
MARC BÜHLMANN
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Die AB-BA hatte in der Zwischenzeit die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen
Lauber geprüft. Dieser setze nicht nur seine Karriere, sondern auch die millionenteuren
Ermittlungen und das Ansehen der Schweiz aufs Spiel, kritisierte Hanspeter Uster,
aktueller Präsident der AB-BA. Der Fifa-Komplex sei systemrelevant geworden. Zudem
könnten solche nicht protokollierte Treffen von den Verteidigern einer anklagenden
Partei als Befangenheit der Bundesanwaltschaft in einen Prozess eingebracht werden. 

In der Folge wurden die Kritiken mit der Wiederwahl Laubers für die Amtszeit 2020 bis
2023, die für die Sommersession 2019  geplant war, verknüpft. Verschiedene
Parlamentsmitglieder meldeten sich zu Wort. «Ein Bundesanwalt, der die Wahrheit
verschweigt oder der lügt, ist nicht tragbar», liess sich etwa Christa Markwalder (fdp,
BE) im Sonntags-Blick zitieren. Ein Bundesanwalt mit Gedächtnislücken sei nicht
haltbar, meinte auch Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) im «Blick». Lauber
bestätigte in einem Radiointerview, sich nicht mehr an das Treffen erinnern zu können
und beteuerte seine Absicht, zur Wiederwahl antreten zu wollen. 3

Tätigkeitsberichte von Bundesbehörden seien nicht der Stoff, auf den sich Medien
stürzten, kommentierte die NZZ. Dies sei freilich beim Jahresbericht 2018 der
Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA) für einmal anders, da es im
Rahmen der Ereignisse rund um die Treffen des Bundesanwaltes Michael Lauber mit
Fifa-Präsident Gianni Infantino die Öffentlichkeit interessiere, was die
Aufsichtsbehörde dazu meine. Auch die Präsentation des Jahresberichts war anders als
in früheren Jahren von einer Medienkonferenz begleitet, die der im Vorjahr gewählte,
neue Präsident der AB-BA, Hanspeter Uster, einberufen hatte. Zum ersten Mal enthielt
ein AB-BA-Jahresbericht zudem Weisungen an den Bundesanwalt. Erstens solle die
Revision des Memorandums zwischen der Bundesanwaltschaft und dem
Nachrichtendienst über die Abläufe der Zusammenarbeit hinsichtlich Prävention und
Strafverfolgung eingeleitet werden. Zweitens, und bezugnehmend auf die medial stark
beachtete Fifa-Geschichte, seien in Zukunft Gespräche mit Parteien oder anderen
Verfahrensbeteiligten zu dokumentieren. Im Raum stand zudem der Vorwurf, Lauber
habe die AB-BA bezüglich eines dritten Treffens angelogen. 
Es knirsche hörbar zwischen der Bundesanwaltschaft und ihrer Aufsichtsbehörde,
urteilte die NZZ, was aber gut sei, weil die AB-BA bisher sehr pfleglich mit der von ihr zu
überprüfenden Bundesanwaltschaft umgegangen sei. 4

BERICHT
DATUM: 25.04.2019
MARC BÜHLMANN

Aufgrund der Vorkommnisse im Untersuchungsfall Fifa stellte die Aufsichtsbehörde
über die Bundesanwaltschaft (AB-BA) in einer Pressekonferenz Ende April die Eröffnung
eines Disziplinarverfahrens gegen Bundesanwalt Michael Lauber in Aussicht. Die Frage
stand im Raum, ob Lauber die Aufsichtsbehörde angelogen hatte, indem er ein drittes
Geheimtreffen mit Fifa-Generalsekretär Gianni Infantino nicht erwähnt hatte, obwohl
er, nachdem aufgrund der sogenannten «Fussball-Leaks» bekannt geworden war, dass
bereits zwei solche Treffen stattgefunden hatten, explizit danach gefragt worden sei.
Weil Laubers Wiederwahl bevorstand und die Gerichtskommission (GK) Mitte Mai das
Wahlgeschäft für die Sommersession vorbereiten wollte, eilte die Abklärung durch die
AB-BA. 

Am 10. Mai gab die Aufsichtsbehörde dann bekannt, eine Disziplinaruntersuchung
gegen Michael Lauber zu eröffnen. Man wolle dafür einen externen Spezialisten
einsetzen, um Unabhängigkeit zu garantieren. Die Eröffnung der Untersuchung
präjudiziere deren Ergebnis «in keiner Art und Weise», explizierte die AB-BA in ihrer
Medienmitteilung. Je nachdem wie der Expertenbericht ausfällt, kann die AB-BA drei
mögliche Sanktionen verhängen: eine Verwarnung, einen Verweis oder, als schärfste
Massnahme, eine Lohnkürzung von maximal 10 Prozent während eines Jahres.  

Gleichentags nahm Lauber an einer Pressekonferenz ziemlich «heftig» und
«geharnischt» Stellung (NZZ). Er werde vorverurteilt und es werde nicht in Betracht
gezogen, dass er die Wahrheit sage, so der Bundesanwalt. Es gebe kein Vertrauen mehr
zwischen ihm und der Aufsichtsbehörde. Er werde aber trotzdem zur Wiederwahl
antreten – «jetzt erst recht» (Blick). Das Verfahren und seine Wiederwahl dürften nicht
vermischt werden, weil das Parlament seine Arbeit der letzten acht Jahre zu beurteilen
habe. Lauber kündigte zudem an, dass er sich mit den ihm zur Verfügung stehenden
Mitteln wehren werde. 
In den Medien wurde vermutet, dass die Affäre wohl auf einen Zweikampf zwischen
Michael Lauber und Hanspeter Uster, dem Präsidenten der AB-BA hinauslaufe. Le

ANDERES
DATUM: 10.05.2019
MARC BÜHLMANN
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Temps sah dunkle Wolken gegen Lauber aufziehen und der Sonntags-Blick prophezeite
einen «brutalen Fight» zwischen dem Bundesanwalt und seinem Aufseher. 
In der Folge geriet auch Hanspeter Uster in den Fokus der Presse. Der ehemalige Zuger
Regierungsrat und mitverantwortlicher Experte für die unter dem damaligen Bundesrat
Christoph Blocher eingeleitete Reorganisation der Bundesanwaltschaft habe bereits
2011, also kurz vor Amtsantritt Laubers, gegen diesen «gestichelt» (Aargauer Zeitung).
Uster wurde von der NZZ zwar als nüchtern, sachlich und konstruktiv beschrieben, er
zeichne sich aber auch durch «missionarischen Eifer» aus. Nur einer der beiden werde
den «filmreifen Kampf voller Animositäten und Emotionen» politisch überleben,
kommentierte die Weltwoche. 5

Eigentlich wäre die Wahl des Bundesanwalts für die Amtsperiode 2020-2023 in Form
der Bestätigung des amtierenden Michael Lauber in der Sommersession 2019
vorgesehen gewesen. Lauber, der 2011 vom Parlament gewählt und 2015 schon einmal in
seinem Amt bestätigt worden war, galt lange Zeit als Glücksgriff für die oberste
Strafbehörde des Bundes und seine Wiederwahl als unbestritten. Die zunehmende
Kritik an der Bundesanwaltschaft im Generellen und – vor allem aufgrund der
Untersuchungen zur Fifa – an der Person Laubers selber, änderten die Ausgangslage
allerdings ziemlich drastisch. Ende April 2019 wurde bekannt, dass Lauber im Rahmen
ebendieser Fifa-Untersuchung ein informelles Treffen mit dem Fifa-Generalsekretär
Gianni Infantino verschwiegen hatte, was die Gerichtskommission (GK), die sich mit der
Vorbereitung der Wahl und einer allfälligen Empfehlung Laubers zur Wiederwahl
befasste, dazu bewog, auch in den Medien laut über eine Verschiebung der Wahl
nachzudenken. Die Wahl könne auch erst im Herbst oder noch später durchgeführt
werden, gab GK-Mitglied Lorenz Hess (bdp, BE) zu bedenken. Man müsse den Fall zuerst
sauber aufarbeiten, wolle dem Bundesanwalt auf den Zahl fühlen und abwarten, wie die
Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA) die Situation beurteile. Sibel
Arslan (basta, BS), ebenfalls Mitglied der GK, legte Lauber gar nahe, über einen Rücktritt
nachzudenken. 

Anfang Mai eröffnete die AB-BA dann tatsächlich ein Disziplinarverfahren  gegen
Lauber. 

Bevor sich die GK über das weitere Vorgehen absprach, wollte sich die
Geschäftsprüfungskommission beider Räte (GPK) ein Bild von der Situation machen und
lud deshalb sowohl Lauber als auch den AB-BA-Präsidenten Hanspeter Uster und
dessen Vorgänger Niklaus Oberholzer zu einer Anhörung ein, die zugunsten Laubers
ausfiel. Die GPK fand nämlich keine Anhaltspunkte, weder für einen begründeten
Verdacht für eine vorsätzliche Verletzung der Amtspflichten noch für eine
Infragestellung der persönlichen oder fachlichen Eignung – was juristische Bedingungen
für eine Empfehlung zur Nichtwiederwahl gewesen wären. Die GPK verzichtete deshalb
auf eine entsprechende Warnung an die GK.
Lauber habe bei der Anhörung dem Vernehmen nach sehr gut abgeschnitten und er
habe nach wie vor grossen Rückhalt im Parlament, kommentierte etwa die NZZ die
Entscheidung der GPK. Freilich forderten zahlreiche Mitglieder ebendieses Parlaments
auch immer wieder lautstark den Rücktritt Laubers – so etwa Alfred Heer (svp, ZH) oder
Carlo Sommaruga (sp, GE) via Sonntags-Zeitung.  

Die GK selber entschied sich dann am 15. Mai einstimmig für eine Verschiebung der
Wiederwahl von der Sommer- auf die Herbstsession. Der Entscheid sei nicht als
Misstrauensvotum zu verstehen, sondern man wolle in der «aufgeheizten Situation»
nichts überstürzen, erklärte GK-Mitglied Matthias Aebischer (sp, BE) der Presse. Zudem
sei es gut, den Zwischenbericht der AB-BA zur Disziplinaruntersuchung abzuwarten, der
für Ende August 2019 vorgesehen sei. 6
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Weil Bundesanwalt Michael Lauber Mitte Juni vom Bundesstrafgericht in der Fifa-
Untersuchung für befangen erklärt worden war, schienen die Chancen für seine
Wiederwahl im Herbst noch weiter zu sinken. So äusserte sich auf jeden Fall Sebastian
Frehner (svp, BS) in der NZZ. Auch Corina Eichenberger (fdp, AG) sah die Position
Laubers nun noch geschwächter als vorher und Beat Rieder (cvp, VS) wies darauf hin,
dass die Gerichtskommission (GK) mit ihrem Entscheid, die Wahl auf den Herbst zu
verschieben, wohl richtig gelegen habe. Nicht wenige Parlamentsmitglieder, so etwa
Carlo Sommaruga (sp, GE) oder Marco Romano (cvp, TI), forderten Lauber auf, die
Konsequenzen zu ziehen und sich nicht mehr zur Verfügung zu stellen. Ansonsten winke
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ihm wohl eine Abwahl, prognostizierte das St. Galler Tagblatt.

Für Unruhe sorgten zudem die Ereignisse im Rahmen der Disziplinaruntersuchung
gegen Lauber, die von der Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA)
ausgelöst worden war. Die AB-BA hatte aus Gründen der Objektivität und der fehlenden
eigenen Zeit einen emeritierten Strafrechtsprofessor für die Untersuchungen
angestellt, wogegen Lauber vor Gericht erfolgreich rekurrierte. Die Medien urteilten,
dass solche «juristischen Finessen» Laubers bei den Parlamentariern wohl eher
schlecht ankämen. Matthias Aebischer (sp, BE), Mitglied der GK, die eigentlich auch auf
der Basis dieser nun verzögerten Disziplinaruntersuchung im August über die
Empfehlung für eine Wiederwahl Laubers entscheiden wollte, sprach von einem
«unsäglichen Hickhack». 

Lauber erwuchs allerdings auch Unterstützung. Vor allem in der Person von Claude
Janiak (sp, BL), der Mitte August von einer Kampagne gegen den Bundesanwalt sprach.
Er warnte davor, dass eine Nicht-Wiederwahl der offiziellen Schweiz grossen Schaden
zufügen würde, das dies ein Signal wäre, dass man Strafverfolger eliminiere, wenn sie
«jemandem auf die Füsse getreten sind», so der Baselbieter Ständerat in der Basler
Zeitung. Janiak versuchte klarzustellen, dass die vor allem in den Medien immer wieder
aufgeführten und kritisierten Gespräche mit Infantino nicht rechtswidrig seien,
sondern in solchen komplexen Verfahren dazu gehörten. Sie nicht zu protokollieren sei
ebenfalls kein rechtlicher Verstoss. Janiak äusserte sich in diesem Interview zudem
über den Präsidenten der AB-BA, Hanspeter Uster. Dieser sei wohl ein «Kontrollfreak»,
der ins Operative reinrede, was aber nicht die Rolle einer Aufsichtsbehörde sei und
wogegen sich Lauber nun zurecht wehre. In einem Gastkommentar in den AZ-Medien
doppelte Janiak nach und erinnerte daran, dass sich der Bundesanwalt nichts habe
zuschulden lassen kommen. Eine Nichtwiederwahl wäre aber eigentlich nur
gerechtfertigt, wenn dieser grob fahrlässig seine Amtspflichten schwer verletzt hätte. 
Ähnlich äusserte sich Matthias Aebischer (sp, BE) gegenüber Radio SRF. Die
Gerichtskommission könne fast nicht anders, als Lauber zur Wiederwahl zu empfehlen,
weil ihm keine gravierenden Fehler vorgeworfen werden könnten. In einem weiteren
Gastbeitrag wurde dann wiederum Janiak von Strafrechtsprofessor Mark Pieth kritisiert.
Der Basler Rechtsanwalt dürfe sich als GPK-Mitglied nicht in der Öffentlichkeit äussern.
Die Causa Lauber füllte die Medienspalten. 

Die GK lud dann kurz vor ihrem Entscheid über den Wahlvorschlag sowohl Lauber als
auch Uster noch einmal an eine Kommissionssitzung Ende August ein. Danach entschied
die GK, ihren Entscheid zu vertagen. Dem Bundesanwalt sei es nicht gelungen, alle
Zweifel auszuräumen. Das Verfahren nach einem Antrag auf Nichtwiederwahl, den Sibel
Arslan (basta, BS) und ein weiteres Mitglied der GK einreichten, sieht vor, dass der in
Frage gestellte Bundesanwalt noch einmal schriftlich gegen die Vorwürfe Stellung
nehmen kann. Am Termin für die Wahl werde jedoch nicht mehr gerüttelt, gab die GK
ebenfalls bekannt. Dieser werde auf den 25. September gelegt. 

Am 4. September, also eine Woche nach der Sitzung und nachdem sie die schriftliche
Stellungnahme Laubers konsultiert hatte, entschied die GK schliesslich mit 9 zu 6
Stimmen bei einer Enthaltung, die Wiederwahl Laubers nicht zu empfehlen. Die
Kommission begründete ihren Entscheid vor den Medien mit den Beschlüssen des
Bundesstrafgerichts, das Lauber im Fifa-Strafverfahren für befangen gehalten und ihm
eine Verletzung der Strafprozessordnung vorgeworfen habe. In die Beurteilung der GK
sei auch das «uneinsichtige Verhalten» Laubers und sein «Gegenangriff» auf die AB-BA
eingeflossen, gab Lorenz Hess nach der Sitzung zu Protokoll. Das Urteil sei «zu zwei
Dritteln juristisch und zu einem Drittel politisch begründet» – so Hess weiter. Die GK-
Mitglieder, die für eine Wiederwahl gestimmt hatten – darunter etwa Christian Lüscher
(fdp, GE) – gaben zu bedenken, dass Lauber viel Gutes bewirkt habe und die Polemiken
um die informellen Treffen seinen gesamten Leistungsausweis nicht beeinträchtigen
sollten. Eine Nichtwiederwahl gefährde die Bundesanwaltschaft als Institution. Lauber
selber gab bekannt, seine Kandidatur für die Amtsperiode 2020 bis 2023 aufrecht zu
erhalten.

Die Medien sahen die Wiederwahlchancen für Lauber aufgrund der abschlägigen
Empfehlung der GK allerdings nur noch als gering an. Zwar müsse sich das Parlament
nicht an die Empfehlung halten, es sei aber wohl «zu viel Geschirr zerschlagen», wie
etwa die NZZ kommentierte, als dass es sich noch zu einer Wiederwahl bewegen liesse.
Weil er gegen alle gerichtlich vorgehe, die sich ihm in den Weg stellten, sei eine
konstruktive Zusammenarbeit kaum noch denkbar. Lauber habe sich in seinem eigenen
Fall verheddert und die Kontrolle über sein Image verloren, urteilte auch der Tages-
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Anzeiger. Es fehle ihm an Demut, befand der «Blick». Von jemandem in dieser Position
dürfe mehr Souveränität erwartet werden. 7

Nach der medial breit begleiteten Empfehlung der Gerichtskommission (GK),
Bundesanwalt Michael Lauber nicht für eine Wiederwahl zu empfehlen, starteten in den
Medien die Spekulationen, wie sich das Parlament zur Frage entscheiden würde. Lauber
habe in allen Fraktionen Gegner und Unterstützer, wusste etwa die NZZ zu berichten.
Der Bundesanwalt selber wollte in Fraktions-Hearings seine Position darlegen. 

In die Diskussionen schaltete sich auch die Schweizerische Staatsanwälte-Konferenz
ein. Sie forderte die Wiederwahl von Lauber. Nicht nur die Fortsetzung entscheidender
Projekte würde ansonsten aufs Spiel gesetzt, sondern auch die Zusammenarbeit
zwischen Bund und Kantonen gefährdet, die unter Lauber sehr gut funktioniere. 

Die Wiederwahl Laubers wurde zudem vermehrt auch unter institutionellen
Gesichtspunkten diskutiert. So weibelte etwa Daniel Jositsch (sp, ZH) für sein Postulat,
mit dem er eine Evaluation von Struktur, Organisation, Zuständigkeit und Überwachung
der Bundesanwaltschaft forderte. Auch der Tages-Anzeiger machte institutionelle
Mängel aus: Es liege ein Systemfehler vor, wenn ein Bundesanwalt Wahlkampf betreiben
müsse. In der Tat hatte Lauber laut Tages-Anzeiger ein PR-Büro engagiert, um die
Parlamentsmitglieder von seiner Wiederwahl zu überzeugen. Zahlreich waren die
Vorschläge, wieder zum alten System zurückzukehren, bei dem der Bundesrat für die
Wahl des Bundesanwaltes verantwortlich gewesen war, bevor das Parlament 2011 einen
Systemwechsel beschlossen hatte.

In den Medien wurde auch die Frage gestellt, weshalb sich Lauber das antue und nicht
einfach zurücktrete. Die Aargauer Zeitung vermutete einen pekuniären Grund: Bei einer
Abwahl winke ein Jahreslohn, bei einem Rücktritt ginge Lauber wohl leer aus. Der
«Blick», der Lauber «gegen den Untergang» rudern sah, fragte sich zudem, wer die
Kosten für das PR-Büro und den Anwalt Laubers bezahle. In der Tat eine offene Frage,
wie auch die Bundesanwaltschaft selber bestätigte.

Mitte September, zwei Wochen vor dem vorgesehenen Wahltermin, trat Lauber vor der
FDP- und der CVP-Fraktion auf. Die FDP empfahl ihn nach dem Gespräch deutlich zur
Wiederwahl; dies aus Respekt gegenüber der Unabhängigkeit der Institutionen, wie die
Partei, die als «Heimbasis Laubers gilt» (Aargauer Zeitung), verlauten liess. Die CVP, die
neben Lauber auch den Präsidenten der Aufsichtsbehörde AB-BA, Hanspeter Uster,
eingeladen hatte, gab hingegen keine Wahlempfehlung ab, um eine «Politisierung der
Wahl» zu vermeiden, wie die Partei verlautbarte. 
Der Vize-Präsident der SP, Beat Jans (sp, BS), verriet der Sonntags-Zeitung, dass seine
Fraktion «grossmehrheitlich» gegen Lauber stimmen werde. Er sei für die meisten
aufgrund seines Verhaltens nicht wählbar, zudem fehle ihm die Glaubwürdigkeit und
Souveränität, um die Bundesanwaltschaft weiter zu führen. Weil auch die SVP in einer
früheren Konsultativabstimmung mehrheitlich gegen Lauber gestimmt habe, die Grünen
und die BDP den Antrag auf Nicht-Wiederwahl in die GK getragen hätten und auch die
CVP gespalten sei, war für die Sonntags-Zeitung «die Rechnung schnell gemacht»: die
nötigen 124 Stimmen für eine Abwahl kämen bei weitem zusammen. 
Allerdings schien sich das Blatt eine Woche vor dem Wahltermin aufgrund weiterer
Hearings von Lauber bei den Grünen und der SVP wieder zu wenden. Während die
Grünen Stimmfreigabe beschlossen, um das Stimmgeheimnis zu wahren, nahm die SVP-
Fraktion eine eigentliche Wende – die «Tribune de Genève» sprach von «tourner
casaque» – vor und begründete wie die FDP eine Woche zuvor, dass die Kontinuität der
Strafverfolgung gewährleistet werden müsse und sich die Fraktion deshalb mehrheitlich
hinter Lauber stelle. In den Medien nicht genannte Insider wollten wissen, dass Lauber
innerhalb der Partei nach wie vor umstritten sei. Für den Stimmungswandel habe Adrian
Amstutz (svp, BE) gesorgt, der erklärt habe, man könne nicht jemanden wegen eines
einzigen Fehlers in die Wüste schicken. Die SVP forderte zudem mittels
parlamentarischer Initiative Reformen bei der Aufsicht über die Bundesanwaltschaft. 
Für eine weitere «Überraschung» (NZZ) sorgte dann einen Tag vor dem Wahltermin die
SP. Obwohl die drei GK-Mitglieder der SP-Fraktion die Empfehlung für eine Nicht-
Wiederwahl Laubers unterstützt hatten, empfahl eine knappe Mehrheit der
sozialdemokratischen Fraktion, Lauber zu bestätigen. Allerdings seien bei der
entsprechenden Fraktionsabstimmung zahlreiche Mitglieder nicht mehr anwesend
gewesen – so die NZZ weiter. Nicht zu den Hearings äusserte sich die GLP und die BDP
hatte ganz darauf verzichtet, Lauber anzuhören. 
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Am Wahltag legten die Sprecherin und der Sprecher der GK noch einmal die Gründe
ihres Mehrheitsbeschlusses mit der Empfehlung der Nicht-Wiederwahl dar. Die
Minderheitsposition wurde offiziell von der FDP- und der SVP-Fraktion gestützt.
Christian Lüscher (fdp, GE) und Raphaël Comte (fdp, NE) verteidigten diese in ihren
Voten. Auch der Fraktionschef der CVP ergriff das Wort. Er erinnerte daran, dass die
CVP keine Empfehlung abgebe und plädierte an die Mitglieder der Vereinigten
Bundesversammlung mit ihrem Gewissen zu entscheiden. 
Die Wahl fiel schliesslich erwartet knapp aus und zwar zugunsten Laubers – was vor
wenigen Tagen in den Medien kaum für möglich gehalten worden war. Die
Parlamentarierinnen und Parlamentarier hatten die Möglichkeit, den Wahlzettel
unverändert mit dem Namen Lauber einzulegen oder aber diesen Namen
durchzustreichen. Letzteres war auf 114 Wahlzetteln der Fall gewesen. Weil aber 129 der
243 eingelangten Wahlzettel den Namen Lauber noch trugen, übersprang dieser das
absolute Mehr von 122 Stimmen, wenn auch ziemlich knapp. Da von der Tribüne aus
ziemlich gut sichtbar war, wer den Namen durchstrich, bzw. wer einen Stift zur Hand
nahm und wer nicht, wurde in der Folge in den Medien von einem «Kugelschreiber-
Gate» gesprochen, da das Wahlgeheimnis nicht gewahrt gewesen sei. 

In den Medien wurde der Erfolg Laubers auch mit seinem ausgezeichneten Lobbying
erklärt. Er habe wohl aber auch bei den Hearings überzeugt, wie zahlreiche
Parlamentsmitglieder in den Medien bestätigten. Während die befürwortenden
Parlamentsmitglieder vor den Medien die Institution betonten, deren Ruf verteidigt
worden sei, machten die Gegnerinnen und Gegner der Wiederwahl keinen Hehl aus
ihrer Abneigung gegen den Bundesanwalt. Fast die Hälfte des Parlaments misstraue
Lauber, was keine guten Voraussetzungen für die nächsten vier Jahre seien, schrieb
etwa Carlo Sommaruga (sp, GE) der NZZ ins Notizheft. Lauber selber bedankte sich in
einem kurzen Statement bei Familie und Freunden für die Unterstützung. Er werde sich
weiterhin für eine moderne Strafverfolgung einsetzen. Die knappe Wiederwahl wurde in
den Medien auch als Denkzettel bezeichnet. Man müsse jetzt die
Disziplinaruntersuchung abwarten, die allerdings an politischer Bedeutung verloren
habe. Zudem verlangten die Kommentatorinnen und Kommentatoren ein Überdenken
der institutionellen Strukturen. Die Bestätigung Laubers sei nur eine kurze Atempause –
so die «Tribune de Genève». Ruhe werde so schnell keine einkehren, urteilte die
Aargauer Zeitung. Der «Blick» prophezeite gar, dass der angeschlagene Bundesanwalt
wohl kaum vier Jahre durchhalten werde. Das Parlament habe niemandem einen
Gefallen getan. Der Tages-Anzeiger bezeichnete die Wiederwahl Laubers durch «das
mutlose Parlament» gar als «Fehler». Die Aargauer Zeitung wusste tags darauf zu
berichten, das Lauber bei der SP auch Stimmen geholt habe, weil er während des
Hearings versprochen habe, zurückzutreten, wenn das Disziplinarverfahren für ihn
negativ ausfallen werde. 8

Anfang Juli präsentierte die AB-BA den Leiter der Disziplinaruntersuchung gegen
Michael Lauber, den emeritierten Staatsrechtsprofessor Peter Hänni, der von der
Rechtsanwältin Sarah Duss und dem Rechtsanwalt Lukas Blättler unterstützt wurde.
Fast zwei Monate hatte die AB-BA gebraucht, um einen Untersuchungsleiter zu finden.
Es sei so viel Zeit verstrichen, weil es schwierig gewesen sei, Fachpersonen zu finden,
die nicht befangen seien, erklärte die AB-BA. Der Bericht würde damit wohl nicht mehr
vor dem auf die Herbstsession verschobenen Termin einer allfälligen Wiederwahl
Laubers vorliegen – urteilten die Medien. 

Lauber selber verpflichtete mit Lorenz Erni einen bekannten Strafverteidiger zur
Wahrung seiner Interessen im Disziplinarverfahren. Als pikant wurde in den Medien
bezeichnet, dass Erni in einem der Fifa-Untersuchungen den Angeklagten Sepp Blatter
verteidigte. Hänni verfügte dann in der Tat, dass Erni wegen dieses Interessenkonfliktes
Lauber nicht vertreten dürfe. Dagegen wiederum wehrten sich Lauber und Erni und
erhielten vor dem Bundesverwaltungsgericht recht. Dieses urteilte nämlich, dass Hänni
die Disziplinaruntersuchung gar nicht führen dürfe, da dies Aufgabe der AB-BA selber
sei. Dieser «Sieg» Laubers vor Gericht (St. Galler Tagblatt) stiess wiederum bei den
Mitgliedern der GK auf Befremden. Damit verkompliziere sich ihre Aufgabe weiter, sagte
Kommissionspräsident Jean-Paul Gschwind (cvp, JU) vor den Medien. 

Immer häufiger wurde auch über strukturelle Probleme diskutiert. Die Aufsicht sei eine
Fehlkonstruktion, meinte etwa Pirmin Schwander (svp, SZ). In der Tat habe man der
Bundesanwaltschaft zu viel Unabhängigkeit zugeschanzt, indem man die Aufsicht dem
Justizdepartement und dem Bundesstrafgericht entzogen und die AB-BA geschaffen
habe. Auch die GPK wollte sich in der Folge der Sache annehmen und zur Klärung des
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divergierenden Aufsichtsverständnisses zwischen AB-BA und Bundesanwaltschaft eine
Inspektion durchführen. Ein vom Ständerat in der Herbstsession an die GPK
überwiesenes Postulat von Daniel Jositsch (sp, ZH) forderte ebenfalls eine Evaluation
der Struktur, Organisation, Zuständigkeit und Überwachung der Bundesanwaltschaft. 

Eine weitere Wendung erhielt die Untersuchung Mitte September, also kurz vor der in
der Herbstsession terminierten Wiederwahl Laubers. Hanspeter Uster beschwerte sich
in einem Radiointerview, dass Lauber die Untersuchung aktiv behindere und
angeforderte für die Untersuchung benötigte Dokumente nicht liefere. 
Die Wiederwahl Laubers Ende September nahm dann der Disziplinaruntersuchung ein
wenig politischen Druck weg. Zwar berichtete die Aargauer Zeitung, dass die
Verjährungsfrist für die disziplinarische Verantwortlichkeit nur gerade ein Jahr betrage
und Lauber deshalb auf Zeit spiele, in den Medien geriet die Untersuchung allerdings in
der Folge bis Ende 2019 ein wenig in Vergessenheit. 9

Die Disziplinaruntersuchung gegen Michael Lauber war verzögert worden, weil das
Bundesverwaltungsgericht im Sommer 2019 entschieden hatte, dass kein externes
Untersuchungsmandat vergeben werden darf, sondern dass jemand aus der AB-BA
selber die Untersuchung leiten müsse. Gegen dieses Urteil hatte die AB-BA Beschwerde
eingereicht, es wurde aber Anfang 2020 vom Bundesgericht bestätigt. Die AB-BA habe
generell kein Beschwerderecht, urteilte das Bundesgericht, was im Tages-Anzeiger als
«Etappensieg für Michael Lauber» bewertet wurde.
In der Folge übernahm AB-BA-Mitglied Alexia Heine die Leitung der
Disziplinaruntersuchung. Konkret ging es darum, herauszufinden, ob eine
Amtspflichtverletzung vorlag, weil sich Lauber bei nicht protokollierten Geheimtreffen
mit Fifa-Präsident Gianni Infantino abgesprochen und diesbezüglich gelogen haben
soll. Heine galt als «sehr effiziente Person», wie die Aargauer Zeitung zu berichten
wusste. Die gleiche Zeitung vermeldete freilich auch, dass Lauber nicht kooperiere,
Informationen verweigere und die «gleiche Verteidigungstaktik wie US-Präsident
Donald Trump in seinem Amtsenthebungsverfahren» wähle: «Stonewalling». 

Anfang März 2020 legte die AB-BA dann die Resultate der Disziplinaruntersuchung vor
und hielt darin schwerwiegende Amtspflichtverletzungen fest. Neben der Verletzung
der Protokollierungspflicht fanden sich in der Liste der Vorwürfe etwa auch eine
«Verweigerungshaltung gegenüber den Auskunfts- und Editionsaufforderungen der AB-
BA», «Übernahme der eigenen Anwaltskosten durch die Bundesanwaltschaft» – ein
Punkt der im Blick besondere Empörung hervorrief –, «Verletzung der Treuepflicht»,
«Erstattung unwahrer Angaben gegenüber der AB-BA», «Illoyales Handeln» oder
«Behinderung der Untersuchung». Als Sanktion verfügte die AB-BA eine einjährige
Lohnkürzung von 8 Prozent, was insgesamt einer Reduktion des Jahreslohns um rund
CHF 24'000 entsprach. Damit wählte die Aufsichtsbehörde allerdings nicht das
schärfste Mittel, das ihr zur Verfügung stand, wären doch eine maximale Lohnkürzung
von 10 Prozent oder aber ein Antrag auf Amtsenthebung möglich gewesen. Man habe
keine Hinweise darauf gefunden, dass Lauber unrechtmässige Leistungen empfangen
habe, was das mildere Urteil rechtfertige, so die AB-BA in ihrem Bericht.

Die Reaktionen auf den Untersuchungsbericht waren unterschiedlich. Verschiedene
Parlamentsmitglieder äusserten sich konsterniert. Lorenz Hess (bdp, BE), Mitglied der
Gerichtskommission (GK), sprach in der Aargauer Zeitung von einer «untragbaren
Situation» und Matthias Aebischer (sp, BE) befürchtete einen «Reputationsschaden für
die Schweiz». Es wurde allerdings auch darauf hingewiesen, dass Lauber die Möglichkeit
habe, die Verfügung vor Bundesverwaltungsgericht anzufechten. Es sei deshalb zu früh
für ein politisches Urteil über die Amtsführung des Bundesanwalts, gab Christian
Lüscher (fdp, GE) zu Protokoll. 
Die NZZ zeigte sich über die eher zurückhaltenden Stellungnahmen verwundert: Die
«Schelte» gegen den Bundesanwalt verhalle im Parlament wohl auch deswegen, weil
man Lauber ja erst kürzlich im Amt bestätigt habe. Die Aargauer Zeitung forderte den
Rücktritt Laubers. Damit könne er «eine Art Grösse zeigen». Die NZZ wies darauf hin,
dass die Politik eigentlich nur die Möglichkeit der Einleitung eines
Amtsenthebungsverfahrens habe, weshalb Lauber als einziger mit einem Rücktritt dafür
sorgen könne, dass die Bundesanwaltschaft wieder zur Ruhe komme. Der Tages-
Anzeiger sah hingegen neben dem Rücktritt Laubers eine andere Möglichkeit: Würde
nämlich das Bundesverwaltungsgericht als Berufungsinstanz zum Schluss kommen, dass
die Aufsichtsbehörde übertrieben habe, dann müsste die Berechtigung derselben und
vor allem ihres Präsidenten, Hanspeter Uster, in Frage gestellt werden. Christian Levrat
schlug in der Tribune de Genève gar vor, dass am besten beide Protagonisten
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zurücktreten sollten. Er beurteilte die Arbeit von AB-BA-Präsident Uster als zu «brutal».
Dieser unwürdigen Auseinandersetzung («match assez indigne») an der Spitze einer so
wichtigen Institution müsse ein Ende bereitet werden, so Levrat. Diese Ansicht wurde
auch in der Weltwoche vertreten. Man gewinne beim Lesen des Disziplinarberichts den
Eindruck, dass sich die AB-BA – «Hanspeter Uster und seine sechs Kollegen» – nicht an
den Pflichtverletzungen Laubers störten, sondern «am unbotmässigen Verhalten des
Bundesanwalts ihnen gegenüber». Die AB-BA habe sich in den ersten Jahren zu
grosszügig gezeigt, der «furiore Uster» überschiesse nun aber in die andere Richtung,
so das Wochenblatt.

Michael Lauber selber behielt sich rechtliche Schritte vor. In einer Ende März im
Rahmen des «Fifa-Falls» ans Bundesstrafgericht gerichteten Stellungnahme, die der
Aargauer Zeitung vorlag, wehrte sich der Bundesanwalt gegen die «unrechtmässig
erstellte wie publizierte» Verfügung, die «einen persönlichkeitsverletzenden Inhalt»
aufweise. Die Vorwürfe seien «konstruiert» und die Verfügung habe keine
Rechtsgrundlage. Er werde sie deshalb anfechten und eine Beschwerde ans
Bundesverwaltungsgericht einreichen. Dafür hatte Lauber aufgrund des im Rahmen der
Covid-19-Massnahmen getroffenen Fristenstillstands bis Ende April 2020 Zeit. 10

Aufgrund des Berichts der AB-BA zur Disziplinaruntersuchung gegen den amtierenden
Bundesanwalt wurden von politischer Seite schon bald Forderungen für ein
Amtsenthebungsverfahren gegen Michael Lauber laut. Die Grüne Partei, die sich
bereits bei der Bestätigungswahl Laubers sehr kritisch gezeigt hatte, verlangte Anfang
April 2020 in der Person von Parteipräsidentin Regula Rytz (gp, BE), dass die GK ein
entsprechendes Verfahren einleite, damit die Glaubwürdigkeit der Institution
wiederhergestellt werden könne. Das Fass zum Überlaufen gebracht habe Laubers
Weigerung, die Verfügung der AB-BA zu akzeptieren, und seine Beschwerde dagegen, so
Rytz in der Aargauer Zeitung. Auch Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL) forderte,
dass sich die GK möglichst rasch der Frage annehme, wie es mit dem Bundesanwalt
weitergehen solle. Der Präsident der GK, Andrea Caroni (fdp, AR), sah indes keinen
Grund zur Eile, weil es gelte, zuerst den Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts zur
Beschwerde Laubers abzuwarten, um eine Basis für eine allfällige Einleitung eines
Amtsenthebungsverfahrens zu haben.

Die Forderungen für eine solche Amtsenthebung eines Bundesanwalts, die ein Novum
in der Geschichte der Bundesanwaltschaft darstellte, wurden lauter, als Mitte April
weitere Ungereimtheiten im «Fifa-Fall» publik wurden – auch wenn Teile davon verjährt
waren. Laut NZZ weckten die Ereignisse «die Politik aus ihrer Corona-Lethargie»:
Verschiedene Mitglieder der GK – darunter Sibel Arslan (basta, BS), Mathias Aebischer
(sp, BE), Nicolo Pagani (cvp, SG) oder Pirmin Schwander (svp, SZ) – liessen im Tages-
Anzeiger verlauten, zum äussersten Mittel greifen zu wollen, sollte Lauber nicht von sich
aus zurücktreten. Auch die SP- und die Mitte-Fraktion sprachen sich für ein
Amtsenthebungsverfahren aus. Zudem wendeten sich immer mehr «Verbündete» von
Lauber ab, wie die Aargauer Zeitung zu berichten wusste. Dazu zählte sie vor allem
Parlamentsmitglieder der FDP und der SVP, aber auch Teile der SP, die Lauber bei der
Bestätigungswahl 2019 noch unterstützt hätten. Ein Entscheid bezüglich eines
Amtsenthebungsverfahrens müsse bereits in der Sommersession 2020 gefällt werden,
forderte die Zeitung. 

Die GK beugte sich in ihrer Sitzung vom 13. Mai über die Frage einer Amtsenthebung.
Diskutiert wurde, ob die GK – wie ursprünglich von Andrea Caroni vorgeschlagen – noch
zuwarten und mehr Informationen einholen oder aber in der Tat ein Verfahren einleiten
sollte. Die 17-köpfige Kommission entschied sich schliesslich einstimmig, den Entscheid
zu vertagen und an ihrer nächsten Sitzung den Bundesanwalt selber noch einmal
anzuhören. Eine Anhörung sei ein notwendiger erster Schritt hin zu einem
Amtsenthebungsverfahren, liess die GK in ihrer Medienmitteilung verlauten. Sie könne
nämlich von Amtes wegen nur über die Eröffnung eines Amtsenthebungsverfahrens
entscheiden, wenn die fachliche und persönliche Eignung des obersten Staatsanwalts in
Frage gestellt sei. Dies sei mit der Verfügung der AB-BA zwar gegeben, vor einem
endgültigen Entscheid müsse die betroffene Person laut Reglement aber noch einmal
angehört werden. GK-Präsident Caroni informierte die Medien allerdings auch, dass ein
solches Verfahren Neuland sei und sich die Kommission deshalb mit dem Bundesamt
für Justiz (BJ) und der Staats- und Verwaltungsrechtsprofessorin Regina Kiener
abgesprochen habe. Auch eine Delegation der AB-BA – Präsident Hanspeter Uster und
die Untersuchungsleiterin Alexia Heine – sei nochmals angehört worden. 
Kiener habe dabei für Verunsicherung gesorgt, wusste die Aargauer Zeitung tags drauf
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zu berichten, da sie ausgeführt habe, dass eine Amtsenthebung kein politischer
Entscheid sein dürfe und Prozessrechte berücksichtigt werden müssten, damit der
Entscheid nicht vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte beanstandet
werden könne. Zudem dürfe sich das Parlament eigentlich nicht über die Verfügung der
AB-BA hinwegsetzen, die ja lediglich eine Lohnkürzung und nicht eine Amtsenthebung
als Sanktion für die Verfehlungen Laubers gefordert habe. Es sei wohl deshalb doch
klüger, auf den Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts zur Beschwerde Laubers zu
warten, urteilte der Sonntags-Blick. Andrea Caroni mahnte in der Aargauer Zeitung,
dass der Bundesanwalt wie jeder Bürger und jede Bürgerin ein Recht auf ein korrektes
Verfahren habe und es deshalb angezeigt sei, den Entscheid des
Bundesverwaltungsgerichts und allenfalls sogar einen juristisch möglichen neuerlichen
Rekurs Laubers vor Bundesgericht abzuwarten. Ein Rücktritt Laubers würde zwar
einiges erleichtern, aber letztlich gehe es um die Institution und nicht um die Person
des Bundesanwalts, weshalb man als Kommission und Parlament den rechtsstaatlichen,
wenn auch langsameren Weg gehen müsse, so Caroni. 
Zurückhaltende Stimmen waren in den Medien kaum mehr auszumachen. In den
meisten Kommentarspalten wurde Lauber aufgefordert, nun endlich zugunsten der
Institution zurückzutreten. Eine kleine Lanze brach einzig der Sonntags-Blick für den
Bundesanwalt, der ehemalige Weggefährtinnen und Weggefährten Laubers zu Wort
kommen liess. Die Medien hätten die Person Laubers zur Institution gemacht, war dort
etwa zu lesen; er sei jedoch besser, als er dargestellt werde. David Zollinger –
ehemaliges Mitglied der AB-BA – fand es «erstaunlich, dass jemand, der intern, bei
Politikern, Medien und Partnerbehörden so beliebt war, derart schnell fallen gelassen
wird». Wer freilich «von Politikern mit einer politischen Absicht gewählt wurde, der
kann von diesen auch wieder abgesetzt werden, da sind politische Motive dann stärker
als juristische Gründe». 11

Wie gut funktioniert die Überwachung der Bundesanwaltschaft? Diese Frage stand auch
aufgrund einer Untersuchung der GPK im Raum. 2010 hatte das Parlament im Rahmen
der Reform des Strafbehördenorganisationsgesetzes beschlossen, nicht nur den
Bundesanwalt in Zukunft selber zu wählen, sondern auch ein Gremium zu bestimmen,
das für das Parlament die Aufsicht über die oberste Strafverfolgungsbehörde
übernehmen solle: die AB-BA. Bis anhin waren Wahl und Aufsicht Aufgabe des
Bundesrats gewesen. Ziel der Reform war eine Stärkung der Unabhängigkeit der
Bundesanwaltschaft gewesen.
Die Ereignisse rund um den amtierenden Bundesanwalt Michael Lauber – die
Disziplinaruntersuchung gegen Lauber, dessen Beschwerde beim
Bundesverwaltungsgericht und das von der GK gegen ihn angestrengte
Amtsenthebungsverfahren –  deckten nun aber auf, dass dieses neue Konstrukt mit
Bundesanwaltschaft und Aufsichtsbehörde einige Mängel aufweist. Eine Frage, die sich
dabei etwa stellte, war, ob sich die GK mit ihrem Amtsenthebungsverfahren über den
Entscheid der AB-BA hinweggesetzt habe, hatte Letztere ja lediglich eine Lohnkürzung
und keine Empfehlung für eine Amtsenthebung vorgesehen. Allerdings kann nur das
Parlament und nicht die AB-BA über eine Amtsenthebung entscheiden.

Auch in den Medien wurde die Ambivalenz zwischen politischer Entscheidung und
juristischen Einschätzung diskutiert. Die NZZ urteilte, dass «der Balanceakt zwischen
einer unabhängigen Strafverfolgung und einer wirksamen Kontrolle [..] wegen der
Gewaltenteilung immer delikat» sei, und die Aargauer Zeitung bemerkte, dass das
«Drama» sich nicht auflöse, «wenn Politiker weiter auf Juristen hören». Die WoZ
machte ebenfalls einen Konstruktionsfehler aus, weil die Bundesanwaltschaft nicht
wirklich unabhängig sei: Bundesanwältinnen und Bundesanwälte seien in der Schweiz
«Fliehkräften politischer Interessen ausgesetzt, müssen sich regelmässig einer Wahl
stellen und werden von einem Milizgremium beaufsichtigt, das ebenfalls vom Parlament
gewählt wird». Die Zeitung zitierte Dick Marty (fdp, TI), der den Schutz der
Unabhängigkeit der Bundesanwaltschaft von der Legislative als nicht gegeben
betrachtete. Die Unabhängigkeit könne gar nicht gewährt werden, wenn alle
reinredeten. Die WoZ forderte Reformen, befürchtete aber, dass mit dem uneinigen
Parlament nicht so rasch Ruhe in die Bundesanwaltschaft einkehren werde.

In den Medien geriet freilich auch die Aufsichtsbehörde in den Fokus. Nicht nur das
schwierige Verhältnis zwischen der AB-BA und der Bundesanwaltschaft, sondern auch
die Differenzen innerhalb der AB-BA sowie der Führungsstil von Hanspeter Uster, der
das Gremium seit 2019 präsidierte, wurden kritisiert. Uster «beisse als Aufseher am
richtigen Ort zu, aber er verbeisse sich dabei», urteilte etwa die Aargauer Zeitung. 
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Die AB-BA selber wird von den Geschäftsprüfungskommissionen von National- und
Ständerat (GPK) kontrolliert. Die wachsende Kritik sowohl an der Bundesanwaltschaft als
auch an der AB-BA hatte die GPK Mitte Mai 2019 veranlasst, eine Untersuchung zum
Aufsichtsverhältnis zwischen Bundesanwaltschaft und AB-BA einzuleiten. Der
entsprechende Bericht wurde Ende Juni 2020 veröffentlicht und hielt fest, dass die
GPK «in den Jahren 2011 bis 2018 [...] grossmehrheitlich positive Rückmeldungen» zur
Zusammenarbeit zwischen der AB-BA und der Bundesanwaltschaft erhalten habe, dass
sich das «Zusammenarbeitsverhältnis» im Jahr 2019 aber «markant» verändert habe.
Im ausführlichen Bericht waren Aussagen der Protagonisten detailliert festgehalten.
Laut Bericht habe Michael Lauber seit der Übernahme der Präsidentschaft der AB-BA
durch Hanspeter Uster der Dialog gefehlt. Zudem stelle er die Fachkompetenz der
Behörde in Frage. Auch hinsichtlich personalrechtlicher Konsequenzen habe es in der
Beziehung zwischen Bundesanwaltschaft und Aufsichtsbehörde einen «fundamentalen
Wechsel» gegeben. Die AB-BA verstehe sich neu als «Arbeitgeber des Bundesanwalts».
Hauptgrund der Zerrüttung sei laut dem Bundesanwalt aber vor allem das
Disziplinarverfahren. Er wisse nicht, was man ihm überhaupt vorwerfe. Hanspeter Uster
wiederum wurde im Bericht mit der Aussage zitiert, dass er nicht das Gefühl habe, dass
es eine Änderung gegeben habe. Er selber habe wohl eher ein Aufsichtsverständnis,
während seine Vorgänger «eher ein coachendes Verständnis der Aufsicht gehabt»
hätten. Fakt sei aber, dass die AB-BA bei ihrer Aufsichtstätigkeit auf «klare Anzeichen
von Amtspflichtverletzungen» gestossen sei, was eine Disziplinaruntersuchung
angezeigt habe. «Persönliche Befindlichkeiten» dürften dabei keine Rolle spielen – so
Uster laut Bericht. 
Ziel der GPK-Untersuchung hätten auch mögliche vertrauensbildende Massnahmen sein
sollen. Während Michael Lauber eine Mediation vorgeschlagen habe – etwa in dem
Sinne, dass künftig ein Mitglied der GPK bei den gemeinsamen Sitzungen von AB-BA und
Bundesanwaltschaft anwesend sein solle –, befürchtete Hanspeter Uster laut Bericht,
dass mit einer Mediation «das Fuder überladen» würde. Die GPK lehnte eine solche
Mediation schliesslich ab, «da ein solches Verfahren in der Regel den Willen und das
Einverständnis beider Seiten voraussetzt, was nicht gegeben war». Eine Entspannung
des Verhältnisses würde wohl erst mit Abschluss der Disziplinaruntersuchung einsetzen
können, so der Bericht.
In ihren Schlussfolgerungen stellte die GPK fest, dass das Disziplinarverfahren das
Verhältnis zwischen Aufsichtsbehörde und Bundesanwaltschaft stark negativ
beeinträchtige, dass der Bundesanwalt deshalb die AB-BA nicht mehr als Aufsicht
akzeptiere und es deshalb zu mangelnder Kooperation seitens der Bundesanwaltschaft
komme. Es sei zwar wünschenswert, dass ein Vertrauensverhältnis herrsche, es sei aber
unerlässlich, dass der Bundesanwalt der AB-BA den nötigen Respekt entgegenbringe,
was im Moment nicht der Fall sei. Es sei die AB-BA und nicht der Bundesanwalt, die
entscheide, ob und wo Einsichtnahme in Akten angezeigt sei; die Ansicht des
Bundesanwalt diesbezüglich entspreche «einem falschen Aufsichtsverständnis». Die
Einflussnahme der AB-BA sei vielmehr vom Gesetzgeber gewünscht. Der Bericht hielt
weiter fest, dass es mit Hanspeter Uster nicht zu einem Paradigmenwechsel gekommen
sei. 
In den Schlussfolgerungen wurde allerdings auch die AB-BA für Informationspannen
gerügt, «die den Bundesanwalt persönlich getroffen» hätten. Kritisiert wurde auch die
unglückliche Medienkommunikation beim Disziplinarverfahren. Zudem seien
Inspektionen der Aufsichtsbehörde bisher «ungenügend ausgewertet und in
schriftliche Berichte gefasst» worden. Der Bericht der GPK folgerte, dass das System
einer unabhängigen Bundesanwaltschaft mit unabhängiger Fachaufsicht grundsätzlich
funktionieren könnte, sich jedoch mit dem vorliegenden Fall als «nicht krisenfest»
erwiesen habe. Die GPK werde deshalb den «Status quo plus» im Sinne einer
Beibehaltung des Systems mit einigen Verbesserungen, aber auch einen Umbau der
Institutionen prüfen und in einem weiteren Bericht darlegen.

In den Medien wurde der Bericht als weitere «Niederlage für den Bundesanwalt»
bewertet (NZZ). Auch die GPK schlage sich auf die Seite der Aufpasser Laubers, urteilte
der Blick und die Aargauer Zeitung verstand den Bericht als «vernichtendes Zeugnis»
der GPK gegenüber Lauber. 12
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Ende April 2020 reichte Bundesanwalt Michael Lauber Beschwerde beim
Bundesverwaltungsgericht gegen die Disziplinaruntersuchung der AB-BA gegen ihn ein.
In der Mitte Mai vom Tages-Anzeiger publik gemachten rund 70-seitigen Begründung für
die Beschwerde warf Lauber der Aufsichtsbehörde Voreingenommenheit und
Parteilichkeit vor. Die Untersuchung zeichne sich «durch Mutmassungen, Spekulationen
und konsequente Missachtung aller tatsächlichen Gegebenheiten und entlastender
Umstände aus». Lauber wehrte sich gegen die «vorverurteilende Medienkampagne»,
die vor allem Folge von «abschätzigen» Äusserungen des AB-BA-Präsidenten Hanspeter
Uster gewesen sei. Die Aufseher selber seien nicht unbefangen, sondern auf einem
eigentlichen «Rachefeldzug».  

In den Medien wurde die Kritik an der Person Lauber zunehmend heftiger. In der NZZ
vermutete der Strafrechtsprofessor Mark Pieth, dass Lauber aufgrund der
Anschuldigungen der AB-BA in den USA wohl wegen Missachtung einer richterlichen
Behörde ins Gefängnis kommen würde. Auch der Umstand, dass Laubers Anwaltskosten
von der Bundesanwaltschaft getragen wurden, war Gegenstand von empörten
Medienreaktionen. Der Griff in die Staatskasse, um eine persönliche Verteidigung zu
bezahlen, gehe gar nicht, war etwa in der NZZ zu lesen. Die Zeitung wusste auch zu
berichten, dass Lauber zuvor zwar beim Eidgenössischen Personalamt angefragt hatte,
ob seine Anwaltskosten von der Bundesanwaltschaft übernommen werden können,
dieses habe ihn aber an die FinDel verwiesen, welche freilich bis dato keine Anfrage
erhalten habe. In der Aargauer Zeitung meldete sich Regula Rytz (gp, BE) zu Wort und
sprach von «Selbstbegünstigung». Das Parlament müsse verhindern, dass Lauber mit
Steuergeldern seine persönlichen Interessen verteidige.
Wasser auf die Mühlen der Kritikerinnen und Kritiker war auch die Verjährung des
Strafverfahrens im Zusammenhang mit der Fussball-WM in Deutschland Ende April
2020. Die Verantwortung für diese «Schlappe für die Schweizer Strafjustiz», wie sie in
der NZZ bezeichnet wurde, wurde insbesondere dem obersten Strafverfolger selber
zugerechnet. 
Zudem tauchten Ende April 2020 neue Dokumente auf, mit denen Michael Lauber die
Geheimtreffen mit Fifa-Chef Gianni Infantino, an die sich Lauber laut eigener Aussage
nicht mehr erinnern konnte, nachgewiesen wurden. Die «undurchsichtige Affäre», wie
sie die NZZ bezeichnete, war Stein des Anstosses für die Disziplinaruntersuchung der
AB-BA gewesen. Die Kritik war verbunden mit Rücktrittsforderungen. «Zum Wohle der
Schweizer Justiz» müsse das Parlament Lauber «aus dem Amt hieven», forderte etwa
der Tages-Anzeiger. Die WoZ erinnerte daran, dass Lauber vor seiner Wiederwahl das
Versprechen abgegeben habe, zurückzutreten, «wenn im Disziplinarverfahren etwas an
ihm hängen bleibe». Und auch die NZZ begrüsste, dass die Gerichtskommission in der
Zwischenzeit laut über ein Amtsenthebungsverfahren nachzudenken begann, das sie
dann am 20. Mai effektiv lancierte. Eine Freistellung sei «längst überfällig», so die NZZ.
Nicht in diese Kritik einstimmen mochte die Weltwoche. Die Argumente gegen Lauber
seien dürftig, die Untersuchung atme «den Geist von Kleinkariertheit» und der
Bundesanwalt verfüge im Vergleich zu seinen Vorgängern «über einen respektablen
Leistungsausweis», was laut Weltwoche auch die Justiz- und Polizeidirektoren und die
kantonalen Staatsanwälte «unisono» bestätigten. 

Am 22. Juli legte das Bundesverwaltungsgericht sein Urteil zur Beschwerde Laubers
gegen die Verfügung der AB-BA vor. Teilweise wurde die Anfechtung Laubers
gutgeheissen: Die Richter verlangten vor allem, dass die von der AB-BA verfügte
Lohnkürzung von 8 auf 5 Prozent reduziert werden musste. Das Gericht urteilte zudem,
dass die AB-BA etwas weit gehe, wenn sie Lauber im Kern ein falsches
Berufsverständnis vorwerfe. Allerdings bestätigte das Gericht einige zentrale
Beanstandungen der AB-BA. Insbesondere habe Lauber seine Amtspflicht mehrfach
verletzt. Er habe zudem vorsätzlich gelogen, was das ominöse dritte Treffen mit Fifa-
Präsident Infantino betreffe. In einer Stellungnahme verwahrte sich Michael Lauber
gegen den Vorwurf der Lüge, bot aber gleichentags seinen Rücktritt an. In der NZZ
wurde das Gerichtsurteil als «vernichtend» bezeichnet, als «die letzte und damit
entscheidende Schlappe für Lauber». Nicht vom Tisch war damit allerdings das
Strafverfahren, das in der Zwischenzeit gegen Lauber angestrengt worden war. 13
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Nach dem Rücktritt von Michael Lauber hatte die GK die Aufgabe, die Wahl einer neuen
Bundesanwältin oder eines neuen Bundesanwalts zu organisieren. Die Kommission
setzte sich einen ambitionierten Fahrplan: Bereits in der Wintersession 2020 sollte die
Wahl einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers durch die Vereinigte
Bundesversammlung vorgenommen werden. In der Zwischenzeit übernahmen die
beiden Stellvertreter Ruedi Montanari und Jacques Rayroud die Leitung der
Bundesanwaltschaft interimistisch. 

Schon früh wurden in der Presse zahlreiche Namen potentieller Nachfolgerinnen und
Nachfolger kolportiert. Die NZZ bezeichnete schon kurz nach der
Rücktrittsankündigung Laubers den amtierenden Staatsanwalt des Kantons Zürich,
Peter Pellegrini, als Kronfavoriten. Die Aargauer Zeitung nannte die Namen der
Staatsanwälte des Kantons Basel-Stadt – Alberto Fabbri – und des Kantons Bern –
Michel-André Fels. Rasch wurden aber auch Forderungen laut, eine Frau und jemanden
aus der Romandie zu berücksichtigen, zumal es bisher mit Carla del Ponte erst eine
Bundesanwältin gegeben habe (von 1994 bis 1998) und auch die Romandie bisher eher
untervertreten gewesen sei. Beide Forderungen erfüllte Maria-Antonella Bino. Die aus
Genf stammende und bis 2013 als stellvertretende Bundesanwältin amtende Bino
erhielt rasch mediale Aufmerksamkeit und Unterstützung von GK-Mitglied Christian
Lüscher (fdp, GE). Aber auch Gaëlle van Hove, Richterin am Genfer Strafgericht, wurde
als mögliche Westschweizer Frauenkandidatur gehandelt. Kathrin Bertschy (glp, BE),
ebenfalls Mitglied der GK, forderte im Tages-Anzeiger mindestens gleich viele
Kandidatinnen wie Kandidaten. Sie nannte verschiedene mögliche Kandidatinnen,
allesamt aktuelle Staatsanwältinnen: Gabriela Mutti, Franziska Müller, Barbara
Loppacher oder Sara Schödler hätten sich einen Namen gemacht, zitierte der Tages-
Anzeiger die Berner GLP-Nationalrätin. Die Aargauer Zeitung konzentrierte sich
hingegen auf die Mindervertretung der Romandie und präsentierte neben Bino und van
Hove gleich sechs weitere Namen aus der Westschweiz: Olivier Jornot, Yves Bertossa,
Stéphane Grodecki, Eric Cottier, Fabien Gasser und Juliette Noto. 
Im Rahmen der medialen Diskussionen um das Kandidatinnen- und Kandidatenkarussell
wurden auch mögliche Reformen der Bundesanwaltschaft diskutiert. Die SP reichte
eine parlamentarische Initiative ein, mit der die eidgenössische Strafverfolgung
effizienter organisiert werden soll. In Diskussion war auch ein Postulat von Daniel
Jositsch (sp, ZH), das eine Analyse der Strukturen forderte, sowie eine Untersuchung
der GPK zum Verhältnis zwischen der Bundesanwaltschaft und deren Aufsichtsbehörde
(AB-BA). 14
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Am 25. November 2020 nahm die GK die Resultate des externen Assessments für die
beiden Kandidaturen für die Stelle einer neuen Bundesanwältin oder eines neuen
Bundesanwalts zur Grundlage, das Verfahren neu aufzurollen und das Amt noch einmal
auszuschreiben. Keiner der beiden Kandidierenden – noch im Rennen wären Olivier
Jornot und Andreas Müller gewesen – bringe die nötigen Fähigkeiten mit, die es für das
Amt der Bundesanwaltschaft brauche. Es müsse eine Person mit langjähriger Erfahrung
sein, die Führungskompetenzen habe und geeignet sei, «Ruhe in eine Behörde zu
bringen, um die es in den letzten Jahren viel Wirbel gab», wie sich die Kommission in
ihrer Medienmitteilung äusserte. Neues Ziel sei es, dem Parlament in der
Frühjahrssession 2021 eine neue Kandidatur zu präsentieren. Zudem schlage man
zuhanden der Rechtskommission vor, das Rücktrittsalter für die
Bundesanwaltschaftsstelle auf 68 Jahre (von heute 65 bzw. 64) anzuheben. 
In der Presse wurde vermutet, dass eine Kombination aus beiden Personen «den
idealen Kandidaten ergeben» hätte (NZZ). Ob eine zweite Runde geeignetere
Kandidaturen bringen würde, stehe allerdings in den Sternen, vor allem auch dann,
wenn Details aus den Bewerbungen an die Öffentlichkeit gelangten, so die NZZ weiter.
Dies habe wohl auch damit zu tun, dass das Parlament selber die Wahlbehörde sei,
kritisierte die Aargauer Zeitung. Auch der Tages-Anzeiger bemängelte das Verfahren:
Die GK schreibe die Stelle lediglich aus, suche aber nicht aktiv nach geeigneten
Personen. Die mit dem Verfahren verknüpften Unsicherheiten würden dieses wohl noch
weiter verlängern, augurte die Westschweizer Zeitung Le Temps. Sie bezeichnete den
Entscheid überdies als Überraschung, da Olivier Jornot ein nahezu perfekt passendes
Profil mitgebracht habe. Und auch die Tribune de Genève ärgerte sich über die negative
Presse, die Jornot erhalten habe: Man regle alte Fehden in der Öffentlichkeit, bevor die
Verantwortlichen überhaupt entschieden hätten. 
Andrea Caroni (fdp, AR), Präsident der GK, gab der Aargauer Zeitung zu Protokoll, dass
eine Wahlempfehlung einer der beiden Kandidierenden unverantwortlich gewesen
wäre. Christian Lüscher (fdp, GE) kritisierte allerdings, dass die Kommission ihre
Verantwortung nicht wahrgenommen habe: Die Deutschschweizer Presse habe sich –
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unterstützt durch Indiskretionen der deutschsprachigen Mitglieder der Kommission –
gegen den Kandidierenden aus der Romandie eingeschossen. Lüscher dachte laut
darüber nach, die Wahl des Bundesanwaltes wieder dem Bundesrat zu überlassen, wie
dies bis 2010 der Fall gewesen war. 15

Anfang Dezember 2020 beschloss die Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft
die Wiederwahl von Hanspeter Uster als Präsident der AB-BA. Die sieben von der
Vereinigten Bundesversammlung jeweils für vier Jahre gewählten Mitglieder der
Behörde bestimmen das Präsidium aus ihren Reihen selber, wobei eine einmalige
Wiederwahl für die zweijährige Amtsperiode möglich ist. Neben Hanspeter Uster, der
einstimmig für seine zweite präsidiale Amtsperiode von 2021-2022 gewählt wurde,
beschloss das Gremium ebenfalls ohne Gegenstimmen, Isabelle Augsburger-Bucheli,
die bereits vier Jahre im Vizepräsidium gesessen hatte, durch Alexia Heine zu
ersetzen. 16

WAHLGESCHÄFT
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In ihrem Bericht vom 17. November 2020 beantragte die GPK-SR, an die das Postulat
von Daniel Jositsch (sp, ZH) für eine Überprüfung von Struktur, Organisation,
Zuständigkeit und Überwachung der Bundesanwaltschaft zur Vorprüfung überwiesen
worden war, lediglich einen Teil des Postulats anzunehmen. Abzulehnen sei Ziffer 1 des
Postulats, die eine Überprüfung der Zweckmässigkeit der Struktur und der Organisation
der Bundesanwaltschaft forderte. Diese Überprüfung werde durch die laufende GPK-
Untersuchung bereits vorgenommen. Aus dem gleichen Grund sei auch Ziffer 3 des
Postulats abzulehnen: Auch die Überprüfung, ob die Aufsichtsbehörde über die
Bundesanwaltschaft (AB-BA) den an sie gestellten Anforderungen genüge, sei
Gegenstand der GPK-Untersuchung. Zur Annahme empfahl die GPK-SR allerdings Ziffer
2 des Postulats: Der Bundesrat solle klären, ob die Verteilung der Kompetenzen
zwischen Bund und Kantonen im Bereich der Strafverfolgung nach zahlreichen
Partialrevisionen noch zweckmässig sei. Teilweise bestünde Rechtsunsicherheit, weil
die Zuständigkeiten nicht immer klar seien, begründete die GPK-SR ihre Empfehlung. 
In der Ratsdebatte während der Wintersession 2020 führte Daniel Jositsch aus, dass er
sein Postulat «vor allem auch im Zusammenhang mit der Diskussion um die Person des
Bundesanwalts eingereicht» habe. Das Problem sei aber nicht der mittlerweile
zurückgetretene Michael Lauber, vielmehr gebe es in der Bundesanwaltschaft
strukturelle Probleme, die nicht durch das Ersetzen von Köpfen gelöst werden könnten.
Er unterstütze aber den Antrag der GPK-SR, weil die Ziffern 1 und 3 seines Postulats
bereits in Abklärung seien. Zu Wort kam auch der Präsident der AB-BA, Hanspeter
Uster. Er begrüsse eine Evaluation der Aufsichtsbehörde und unterstütze auch eine
Evaluation der Kompetenzaufteilung gemäss Ziffer 2 des Postulats. Schliesslich äusserte
sich auch Justizministerin Karin Keller-Sutter. Sie begrüsse es, dass in dieser Frage eng
mit den Kantonen zusammengearbeitet werden könne. Sie plane zudem den Einsatz
einer Arbeitsgruppe. In der Folge wurde Ziffer 2 des Postulats stillschweigend
überwiesen. 17

POSTULAT
DATUM: 14.12.2020
MARC BÜHLMANN

Nachdem die GK Ende November 2020 die Stelle für eine neue Bundesanwältin oder
einen neuen Bundesanwalt nach Absage der ersten Runde neu ausgeschrieben hatte,
gingen die Mutmassungen in den Medien über den Nachfolger des Ende August 2020
zurückgetretenen Michael Lauber bereits Anfang Dezember wieder von vorne los. Die
Aargauer Zeitung vermutete, dass GK-Mitglied Thomas Aeschi (svp, ZG) «einem
nahestehenden Kandidaten» die Kandidatur nahegelegt habe: Thomas Würgler, dem
pensionierten Kommandanten der Kantonspolizei Zürich. Dazu passe, so die Zeitung
weiter, dass die GK die Alterslimite für den Verbleib in der Bundesanwaltschaft erhöhen
wolle – Würgler war bereits 65 Jahre alt und überschritt somit die bisherige
Alterslimite. Die Kandidatur Würglers wurde Mitte Januar 2021, kurz nach Ablauf der
Bewerbungsfrist, offiziell bestätigt. Obwohl GK-Präsident Andrea Caroni (fdp, AR) die
Bewerbungen «wie ein Staatsgeheimnis» hüte, wie die Aargauer Zeitung betonte, wurde
auch die Bewerbung von Maria-Antonella Bino bekannt. Die ehemalige stellvertretende
Bundesanwältin und Konkurrentin bei der ersten Wahl Laubers 2011 war bereits in der
ersten Bewerbungsrunde als Kandidatin gehandelt worden, hatte damals aber laut
Medien kein Interesse gezeigt. 
Kurz vor der ersten Anhörung der Kandidierenden am 10. Februar 2021 machte die NZZ
publik, dass vier Bewerbungen eingereicht worden seien. Neben Würgler und Bino
hätten auch Lucienne Fauquex, Leiterin des bundesanwaltschaftlichen Rechtsdienstes,
und Félix Reinmann, Generalsekretär im Sicherheitsdepartement des Kantons Genf,
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ihre Kandidaturen eingereicht. Die NZZ mutmasste, dass Würgler wohl aus dem Rennen
ausscheiden würde, weil er mit Jahrgang 1959 zu alt und die von der GK geforderte
Erhöhung der Alterslimite von der RK-NR vorerst knapp abgelehnt worden sei und wohl
nicht mehr rechtzeitig umgesetzt werden könne. Die Zeitung vermutete Christian
Lüscher (fdp, GE) als treibende Kraft hinter dem Nein der RK-NR, weil er Würgler habe
verhindern wollen. Die NZZ befürchtete entsprechend, dass die Wahl zum «Polit-
Schacher» verkomme. 

In der Tat gab die GK tags darauf bekannt, für drei der vier Personen ein externes
Assessment durchzuführen und sie für eine zweite Anhörung Ende Februar 2021
einzuladen. Nicht auf dieser Liste war Thomas Würgler, wohl aber Bino, Reinmann und
Fauquex. Bei Letzterer könnte sich allerdings ebenfalls das Altersproblem stellen,
rechnete die NZZ vor. Da für sie als Frau das Rentenalter 64 gelte, könne sie – 62-jährig
– höchstens bis 2023 im Amt bleiben. In den meisten Medien wurde positiv
hervorgehoben, dass unter dem Trio zwei Frauen waren. Ein Favorit oder eine Favoritin
könne aber nicht ausgemacht werden, meinte etwa die Libérté. Damit war freilich der
Tages-Anzeiger nicht einverstanden, der Maria-Antonella Bino als «Frau mit Biss» und
als «klare Favoritin» bezeichnete. Die Aargauer Zeitung erachtete Bino allerdings als
«sehr bankennah» und als «zweite Version von Lauber». Reinmann gelte hingegen als
«hartnäckiger und gewissenhafter Ermittler». Viel deute aber darauf hin, dass eine Frau
Bundesanwältin werden würde. Vorteil für Fauquex sei zudem, dass sie aufgrund ihres
Alters als nur kurzzeitig tätige «Übergangschefin» dem Parlament Zeit geben könnte,
die Bundesanwaltschaft neu zu organisieren. 18

«Trotz ihrer fachlichen Eignung erfüllt keine der drei Personen [...] die zahlreichen
persönlichen und beruflichen Kriterien, die erforderlich sind, um dieses anspruchsvolle
Amt auszuüben», begründete die GK in ihrer Medienmitteilung vom 24. Februar 2021
ihren Entscheid, die Stelle für eine neue Bundesanwältin oder einen neuen
Bundesanwalt gar ein drittes Mal auszuschreiben. Weder Maria-Antonella Bino, noch
Lucienne Fauquex oder Félix Reinmann hätten in der Kommission eine genügend breite
Unterstützung gefunden, liess die GK verlauten. Damit war klar, dass das Parlament auch
in der Frühjahrssession 2021 keine Nachfolgerin und keinen Nachfolger für Michael
Lauber wählen würde. 
In der Presse wurden Machtspiele in der Kommission vermutet, wie Sibel Arslan (basta,
BS) dem Blick zu Protokoll gab. Die Zeitung sprach von einer Sackgasse, in die sich die
GK manövriert habe. Es würden sich in einer dritten Runde kaum mehr valable
Kandidierende finden. Die Kriterien seien so hoch angesetzt, dass sie niemand erfüllen
könne. Die Tribune de Genève sprach gar von künftigen «Kamikaze»-Kandidaturen.
Christian Lüscher (fdp, GE) gab der Tribune zu Protokoll, dass sich die Kommission sehr
amateurhaft verhalten habe. Die NZZ sprach überdies von einem «Trauerspiel» und
einem «Scherbenhaufen»; Le Temps von einer «Farce». 
Einzelne GK-Mitglieder wehrten sich allerdings gegen diese Urteile. Ursula Schneider
Schüttel (sp, FR) gab der Libérté zu Protokoll, dass man das Verfahren sehr ernst
nehme, und auch Andrea Caroni (fdp, AR) befand, dass Qualität vor Tempo gehe. Auch
die Weltwoche sah das Problem nicht in erster Linie in der Kommission, sondern in der
«mageren Auswahl an geeigneten Kandidaten», in der Wahl durch das Parlament und
dem «verfehlten Aufsichtssystem». Diesen Aspekt nahm auch die NZZ auf, die von
einem Konstruktionsfehler sprach, weil statt der Regierung das Parlament Wahlbehörde
sei. Die Bundesanwaltschaft verkomme zum Spielball der Politik und von Diskretion, die
bei Stellenbesetzungen eigentlich oberstes Gebot sein müsse, fehle deshalb jede Spur.
Sie verglich die Wahl gar mit der Fernsehsendung «Germany's Next Topmodel», in der
jede Woche Kandidatinnen und Kandidaten vorgeführt und abserviert würden. Die
Diskussion darum, ob wie früher der Bundesrat oder eben das Parlament die
Bundesanwältin oder den Bundesanwalt wählen solle, wurde damit – wie schon nach
der ersten erfolglosen Runde – erneut virulent.

Die GK selber entschied Mitte März 2021, mit einer Neuausschreibung der Stelle
zuzuwarten. Man wolle zuerst anstehende Entscheide abwarten, so etwa die Erhöhung
der Alterslimite für die Bundesanwaltschaft, aber auch den Bericht der GPK zur
künftigen Organisation der obersten Strafbehörde. Es müssten zudem bessere
Instrumente zur Suche nach Kandidierenden entwickelt und die Vertraulichkeit des
Verfahrens verbessert werden, war der Medienmitteilung der GK zu entnehmen.
Letzteres unterstrich auch eine Aussage von Andrea Caroni (fdp, AR), die für grossen
Wirbel gesorgt hatte. Er hatte kritisiert, dass «mindestens jemand in dieser Kommission
[...] hochgradig kriminell» sei. Es würden laufend vertrauliche Informationen an die
Medien gespielt. Freilich räumte der GK-Präsident im St. Galler Tagblatt auch ein, dass
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es «nicht unproblematisch» und «nie frei von Politik» sei, wenn 17
Parlamentsmitglieder ein Bewerbungskomitee bildeten. 19

Zwar hatte die RK-NR im Januar 2021 der parlamentarischen Initiative von Christian
Lüscher (fdp, GE) noch Folge gegeben, vollzog aber im August eine Kehrtwende. Grund
dafür waren die Motionen beider RK, mit denen der Bundesrat aufgefordert wird, eine
Reform der Bundesanwaltschaft und ihrer Aufsicht vorzulegen. Auch die RK-SR hatte
sich deshalb Mitte August gegen den Vorstoss des Genfer Liberalen ausgesprochen.
Dieser schlug mit seiner Initiative eine Entpolitisierung der Wahl des Bundesanwalts
oder der Bundesanwältin vor. Konkret regte er an, den regulären Wahltermin der
Bundesanwaltschaft 24 Monate nach den Parlamentswahlen anzusetzen. Es müsse
verhindert werden, dass die Wahl des Bundesanwaltes oder der Bundesanwältin mit
dem Wahlkampf um die eidgenössischen Parlamentssitze zusammenfalle, um eine
Politisierung der Wahl der Justizbehörde zu verhindern, wie sie sich im Vorfeld der
eidgenössischen Wahlen 2019 gezeigt habe. Lüscher zog sein Anliegen zurück, nachdem
die RK ihre Motionen eingereicht hatten. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.08.2021
MARC BÜHLMANN

Der Zeitpunkt für seinen Rücktritt als Präsident und Mitglied der Aufsichtsbehörde
über die Bundesanwaltschaft (AB-BA) sei ideal, gab Hanspeter Uster Anfang Oktober
2021 der GK zu Protokoll. Nach der Wahl von Stefan Blättler zum neuen Bundesanwalt
und der angestossenen Revision des Aufsichtsverhältnisses zwischen der
Bundesanwaltschaft und der Aufsichtsbehörde könne er die Leitung der AB-BA
beruhigt übergeben. Verklausuliert wird in der Medienmitteilung der AB-BA auf die
Rolle Usters beim Disziplinarverfahren gegen den ehemaligen Bundesanwalt Michael
Lauber hingewiesen: Uster sei es gelungen, die AB-BA «in herausfordernden Zeiten zu
führen und zu stärken». 

Zur Nachfolge von Hanspeter Uster im Präsidium bestimmten die Mitglieder der AB-BA
– bereits ein paar Tage nach der Rücktrittsankündigung – per 1. Januar 2022 die
amtierende Vizepräsidentin Alexia Heine, die 2019 in die AB-BA gewählt worden war.
Entsprechend der Verordnung der Bundesversammlung über die AB-BA bestimmt die
vom Parlament gewählte, siebenköpfige Kollegialbehörde Präsidium und Vizepräsidium
für eine Amtszeit von jeweils zwei Jahren selber. Zum neuen Vizepräsidenten wurde
Marc Thommen bestimmt. Das Parlament wählt in der Sommersession 2022 als Ersatz
für Hanspeter Uster ein neues Mitglied für die AB-BA. 21

ANDERES
DATUM: 01.10.2021
MARC BÜHLMANN

Wohl auch vor dem Hintergrund der Annahme der beiden Motionen der SPK-SR und der
SPK-NR zog Christian Lüscher (fdp, GE) seine parlamentarische Initiative zurück, mit
der er die Änderung des Verfahrens für die Wahl der Bundesanwaltschaft gefordert
hatte. Lüscher wollte zum alten, bis 2011 gültigen System zurückkehren, als der
Bundesrat und nicht das Parlament den Bundesanwalt oder die Bundesanwältin gewählt
hatte. Er begründete dies mit den beiden Wahlverfahren, die nach dem Rücktritt von
Michael Lauber «in einem Fiasko» geendet hätten. Die beiden Motionen der
Rechtskommissionen beauftragten den Bundesrat, eine umfassende Reform der
Strafbehörden vorzulegen – allerdings explizit mit dem Auftrag, am aktuell bestehenden
Wahlsystem festzuhalten. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.11.2021
MARC BÜHLMANN

Rund zehn Tage vor der Abstimmung über die Justizinitiative beantragte die RK-NR mit
14 zu 5 Stimmen (4 Enthaltungen), der parlamentarischen Initiative von Beat Walti (fdp,
ZH) keine Folge zu geben. Der Vorstoss hatte eine auch im Abstimmungskampf
diskutierte Regelung gefordert, mit der Mandatssteuern und Parteispenden für
Mitglieder der Gerichte des Bundes verboten werden sollten. In der Tat bestehe
aufgrund solcher Parteiabgaben der Verdacht, dass Richterinnen und Richter nicht
unabhängig sein könnten, hatte Walti seine Initiative begründet. Zwar könne ein solcher
Anschein entstehen, es sei aber noch nie aus politischen Gründen zu einer
Nichtwiederwahl von Richterinnen und Richtern gekommen, argumentierte hingegen
die Kommissionsmehrheit ihre abschlägige Empfehlung. Ein Verbot sei zudem zu
radikal. Der Transparenz im «gut funktionierenden» Schweizer Justizsystem sei mit der
Veröffentlichung der Parteizugehörigkeit von Bundesrichterinnen und -richtern Genüge
getan. Zudem würden Mandatsabgaben ja auf freiwilliger Basis entrichtet. 
Die Kommissionsminderheit argumentierte in der Ratsdebatte in der Frühjahrssession

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2022
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.23 17ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



2022 mit dem «Irritationspotenzial», welches Parteienproporz und Mandatssteuern in
der Öffentlichkeit auslösten und welche das Vertrauen in die dritte Gewalt untergraben
könnte, so Beat Walti. Er sei erstaunt, dass man nach dem Nein zur Justizinitiative
einfach wieder zur Tagesordnung übergehe, obwohl es doch aufgrund der Diskussionen
in der Abstimmungskampagne durchaus auch gute Argumente zumindest für
Teilrevisionen im Justizbereich gebe, so Christian Lüscher (fdp, GE). Diese
Minderheitenargumente fanden jedoch lediglich bei der geschlossen stimmenden FDP-
Fraktion sowie bei einzelnen Mitgliedern der SVP- und der Mitte-EVP-Fraktion Anklang.
Diese 34 Stimmen standen gegen die 157 Stimmen, die der Initiative keine Folge gaben,
allerdings auf verlorenem Posten. 23

Nach dem Rücktritt von Hanspeter Uster hatte die Bundesversammlung ein neues
Mitglied für die Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA) zu wählen. Die
AB-BA setzt sich aus sieben Mitgliedern zusammen: Zwei Mitglieder müssen dem
Bundesgericht bzw. dem Bundesstrafgericht angehören, zwei müssen in einem
kantonalen Anwaltsregister eingetragen sein und drei dürfen als Fachperson weder
einem Gericht angehören noch Anwalt oder Anwältin sein. Nun wurde eine sogenannte
Fachperson gesucht. 
In einer ersten Ausschreibung gingen 13 Bewerbungen ein (6 Frauen, 7 Männer), von
denen laut GK-Bericht allerdings nur zwei dem Anforderungsprofil entsprachen,
weshalb eine zweite Ausschreibung vorgenommen wurde, bei der sich elf Frauen und
zehn Männer bewarben. Aus fünf Bewerbungen (3 Männer, 2 Frauen) entschied sich
eine 9-köpfige Mehrheit der GK für Markus Schefer. Weil allerdings die 7-köpfige
Minderheit der GK Lionel Seeberger bevorzugte, kam es für die relativ kurze Restzeit
der Amtsperiode 2019 bis 2022 zu einer Kampfwahl. Die SVP- und die Mitte-Fraktion
unterstützten Seeberger, während sich die restlichen Fraktionen für Schefer
aussprachen. Aus dem Kommissionsbericht ging nicht hervor, worauf die
Meinungsverschiedenheiten beruhten. Beide Kandidaten erfüllten laut Bericht die
Anforderungen und parteipolitische Kriterien spielen bei der Besetzung der AB-BA
offiziell keine Rolle. 
In der Debatte in der Vereinigten Bundesversammlung im Sommer 2022 lobte
Kommissionspräsident Mathias Aebischer (sp, BE) Schefer als «echte Bereicherung»
und hob dessen ausgeprägten «Einsatz für die Rechtsstaatlichkeit» im Rahmen seines
Präsidiums von Transparency International Schweiz hervor. Für die Minderheit ergriff
Lorenz Hess (mitte, BE) das Wort. Grund für die ausserordentliche Situation mit zwei
Kandidierenden sei, dass lediglich Lionel Seeberger das ausgeschriebene Profil erfülle,
erklärte er. Er habe vertiefte Kenntnisse über Straf- und Strafprozessrecht und verfüge
über Französischkenntnisse. Beide Punkte würden im «an sich sehr beeindruckenden
CV» von Markus Schefer fehlen. Wolle man glaubwürdig bleiben, müsse man
Kandidierende wählen, welche die Kriterien der Ausschreibung erfüllten, so Hess. 
In der Folge musste sich die Vereinigte Bundesversammlung entscheiden, ob sie dem
Antrag der Mehrheit oder der Minderheit folgen wollte. Mit 121 zu 106 Stimmen
entschied sich die Bundesversammlung letztlich relativ knapp für die Minderheit und
somit für Lionel Seeberger, der neues Mitglied der AB-BA wurde.
In der Presse wurde insbesondere die GK kritisiert, die es nicht geschafft habe, sich auf
einen Kandidaten zu einigen. Die NZZ verwies auf die im Rahmen der Diskussionen um
die Justizinitiative geborene Idee eines Fachbeirats, der die Gerichtskommission bei
der Auswahl neuer Richterinnen oder Richter unterstützen soll. 24
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11) Medienmitteilung GK vom 13.5.2020; AZ, 3.4.20; Blick, 25.4.20; TA, 28.4.20; CdT, NZZ, 29.4.20; NZZ, 2.5.20; AZ, CdT, TA,
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4.5.20; LT, 5.5.20; NZZ, 9.5.20; So-Bli, 10.5.20; TA, 13.5.20; AZ, Blick, CdT, LT, NZZ, TA, 14.5.20; AZ, Blick, 15.5.20; AZ, TA,
16.5.20; So-Bli, SoZ, 17.5.20
12) Bericht GPK vom 24.6.2020; AZ, 20.5.20; AZ, NZZ, 23.5.20; AZ, 30.5., 25.6.20; AZ, Blick, NZZ, 26.6.20; SoZ, 28.6.20; So-
Bli, 26.7.20; NZZ, 27.7.20; WOZ, 6.8.20; AZ, 4.3.21
13) CdT, 23.4., 24.4.20; NZZ, TA, TG, 27.4.20; NZZ, 28.4.20; WoZ, 30.4.20; TA, 16.5.20; NZZ, 20.5.20; WW, 21.5.20; NZZ,
26.5.20; AZ, 9.6.20; AZ, Blick, CdT, LT, NZZ, TA, 25.7.20
14) AZ, 27.7., 28.7.20; TA, 3.8.20; So-Bli, 9.8.20; LT, 20.8.20; Lib, TA, 23.9.20
15) Medienmitteilung GK vom 25.11.2020; AZ, CdT, LT, Lib, NZZ, TA, TG, 26.11.20; LT, 27.11.20; TA, 28.11.20
16) Medienmitteilung AB-BA vom 9.12.20
17) AB SR, 2020 S. 1327 ff.; Bericht GPK-SR vom 17.11.20
18) Medienmitteilung GK vom 10.1.2021; AZ, 3.12.20; TA, 11.1.21; AZ, 16.1.21; CdT, LT, 21.1.21; NZZ, 9.2.21; CdT, LT, Lib, NZZ, TG,
11.2.21; AZ, 18.2.21
19) Medienmitteilung GK vom 10.3.2021; Medienmitteilung GK vom 24.2.2021; AZ, Blick, CdT, LT, Lib, NZZ, TG, WW, 25.2.21;
NZZ, 26.2.21; SGT, 1.3.21; AZ, 3.3.21; AZ, CdT, Lib, TG, 11.3.21
20) Medienmitteilung RK-NR vom 15.01.21; Medienmitteilung RK-NR vom 20.8.21; Medienmitteilung RK-SR vom 11.8.21; Pa.Iv.
19.485
21) Medienmitteilung AB-BA vom 1.10.21; Medienmitteilung AB-BA vom 7.10.21; AZ, TA, 2.10.21; AZ, NZZ, TA, 8.10.21; NZZ,
29.12.21
22) Pa.Iv. 21.406
23) AB NR, 2022, S. 447 ff.; Bericht RK-NR vom 18.11.21; Lib, 16.3.22; SZ, 5.4.22
24) AB VB, 2022, S. 1343 f.; Bericht GK vom 2.6.22; NZZ, 14.6.22
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